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Siehe auch:

Materialabbau;

Artenschutz;

Ökologische Vernetzung und 
Wildtierkorridore;

Umsetzung der Bundesinventare;

Biotope: Aktionsschwerpunkte;

Naturgefahren: Lawinen;

Naturgefahren: Hochwasser;

Naturgefahren: 
Massenbewegungen;

Landwirtschafts- und 
Fruchtfolgeflächen;

Grundwasser;

Bodenschutz

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Amt für Wald, Wild und 
Fischerei

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
BRPA, LwA, MelA, SGeW, VEA, 
TBA, AfU, BNS, GemA

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
BUWAL, ARE

Andere Stellen:
Mehrzweckgenossenchaft

1. PROBLEMSTELLUNG

Der Wald bedeckt 25% des Kantonsgebiets. Die Waldpolitik hat 
folglich für die dauerhafte Wahrung der drei Grundfunktionen des 
Waldes im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu sorgen:
· Die Nutzfunktion betrifft die Nutzung des Holzes, des wichtigs-

ten erneuerbaren Rohstoffs der Schweiz.

· Die Schutzfunktion betrifft den Schutz vor Naturkatastrophen, 
wie Lawinen, Massenbewegungen, Erosion, Steinschlag, 
Hochwasser, Überschwemmungen und Murgängen.

· Die Wohlfahrtsfunktion betrifft den Wald als Freizeit- und 
Erholungsgebiet, den Natur- und Landschaftsschutz, die 
Erhaltung der Biodiversität, die Lärmbekämpfung sowie den 
Schutz des Grundwassers und der Wasserquellen.

Im Gegensatz zu der Situation in anderen Ländern ist die Erhaltung 
der Waldfläche in der Schweiz gewährleistet. Dennoch besteht 
ein gewisser Druck, um Rodungsbewilligungen zu erhalten (vor 
allem in Agglomerationen und Tourismusgebieten). Hingegen ist 
die Qualität des Waldes bedroht: Seine Lebenskraft und seine 
biologische Vielfalt nehmen ab. Die natürliche Verjüngung kann 
durch einen zu hohen Wildbestand gefährdet werden.

Die drei Waldfunktionen stehen gewöhnlich miteinander in Einklang, 
doch kann es örtlich zu Konflikten kommen. In diesem Sinne 
ist es gelegentlich notwendig, die Prioritäten zwischen den 
verschiedenen Funktionen abzuwägen und festzulegen. Konflikte 
können inbesondere bei der Ausscheidung von Waldreservaten, 
in Zusammenhang mit Freizeit- und Erholungstätigkeiten im Wald 
oder bei Schutzwäldern auftreten.

Die forstliche Planung und die Raumplanung stützen sich 
auf unterschiedliche und einander ergänzende Gesetze. Die 
Koordination zwischen den beiden Planungsbereichen muss 
gesichert werden.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die kantonale Politik für diesen Sachbereich hat folgende 
Ziele:
· Erhaltung der Waldfläche in ihrer gegenwärtigen Auf-

teilung.

· Langfristige Erhaltung der Waldfunktionen in ihrer Gesamtheit 
und Verbesserung ihrer jeweiligen Qualitäten.

· Erhöhung der Produktion des Rohstoffs Holz und Förderung von 
dessen Nutzung unter gleichzeitiger Beachtung der Umwelt-
verträglichkeit.

· Durchführung eines naturnahen und standortgerechten 
Waldbaus, um die natürlichen und landschaftlichen Werte 
des Waldes zu erhöhen.

· Einrichtung von Erholungsanlagen unter gleichzeitiger Beachtung 
der Nutz- und Schutzfunktion sowie der Funktionen des 
Umweltschutzes.

· Bezeichnung der Schutzwälder und Bemühung um die 
Verbesserung der langfrist igen Stabilität der Baum-
bestände.

Zwei erläuternde Berichte sind 
zum Verständnis dieses Themas 
verfügbar: «Wald» und 
«Landschaft»
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· Koordination der forstlichen Planung mit der Raumplanung 
und umgekehrt.

· Erhaltung und Erhöhung der Biodiversität.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Einräumung der Priorität für die Funktion des Schutzes vor 
Naturgefahren, wenn es um den Schutz von Menschenleben 
und von Gütern von erheblichem Wert geht. Die Interessen-
abwägung hat im Rahmen der forstlichen Planungen und 
Projekte zu erfolgen. An Orten, wo die Wohlfahrtsfunktion 
«Naturschutz, Erhaltung der Biodiversität» höher als die anderen 
Waldfunktionen eingestuft wird, bleiben Eingriffe zur Erhaltung 
der Schutzfunktion möglich.

· Ersatz für die gerodeten Flächen unter Berücksichtigung der 
regionalen Waldverhältnisse (Bestockungsgrad, Waldtyp 
usw.) sowie der qualitativen und quantitativen Aspekte der 
gerodeten Fläche.

· Vermeidung neuer Bauten und Anlagen in der Nähe von 
Schutzwäldern, Wäldern mit hohem Nutzungsgrad und 
Wäldern mit hoher Naturschutzfunktion.

· Fertigstellung der unerlässlichen Erschliessung, um die 
Nutzfunktion zu gewährleisten, insbesondere der Fein-
erschliessung (Maschinenfahrwege, Ladeflächen, Seilführungen 
usw.).

· Bereitstellung im Wald und ausserhalb des Waldes von 
Holzlagerplätzen, welche für die Waldbewirtschaftung infolge 
der immer häufiger werdender Naturkatastrophen erforderlich 
sind.

· Sicherstellung einer minimalen Zugänglichkeit der Schutzwälder, 
um die erforderlichen forstlichen Eingriffe vornehmen zu 
können.

· Berücksichtigung der weiteren Funktionen in Wäldern mit 
besonderer Schutzfunktion.

· Durchführung forstlicher Massnahmen in Schutzwäldern, um die 
Schutzwirkung langfristig zu erhalten bzw. zu verbessern.

· Prüfung der Möglichkeiten zur Einrichtung von Erholungsanlagen, 
wie Wanderwege, Lehrpfade, Empfangseinrichtungen für 
Besucher, auch in Wäldern, in denen der Schutz gegen 
Naturgefahren und der Naturschutz vorrangig sind.

· Allgemeine Sicherung des Naturschutzes und der Verbesserung 
der Biodiversität, insbesondere durch einen naturnahen 
Waldbau und die Ausscheidung von Waldreservaten.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Quantitative Bewahrung der Waldfläche unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Besiedlung, insbesondere der Projekte für 
neue Verkehrswege, der Bedürfnisse der Rohstoffversorgung, 
der Bedürfnisse der Alpwirtschaft, der Landwirtschaft und der 
Bodenverbesserungen sowie der Bedürfnisse und Interessen 
des Tourismus sowie des Natur-, Landschafts- und Umwelt-
schutzes.

· Erhöhung der Nutzungsmöglichkeiten der Wälder durch 
Massnahmen zur Verbesserung der Bewir tschaf tungs-
bedingungen in zerstückelten Wäldern durch Güterzusammen-
legungen oder eine gemeinsame Bewirtschaftung.

Siehe Themen «Naturgefahren: 
Lawinen», «Naturgefahren: 
Hochwasser» und 
«Naturgefahren: 
Massenbewegungen»

<



6 .  Wa l d

T S. 3   01.07.2002

· Wahrung und Pflege der Wohlfahrtsfunktionen des Waldes, 
insbesondere durch die Berücksichtigung der Bedürfnisse und 
Interessen des Natur- und Umweltschutzes.

· Koordination zwischen den verschiedenen Aspekten der 
Wohlfahrtsfunktion (Erholung, Sport, Naturschutz) und den 
Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung. Dazu gehören:

- Vermeidung gemeinsamer Wegstrecken für Fussgänger, 
Velofahrer und Reiter.

- Vermeidung von Interessenkonflikten mit der Holznutzung, 
Regelung der Verantwortlichkeiten bei Unfällen und der 
finanziellen Aspekte bei Entschädigungen für zusätzliche 
Betriebskosten, Schäden und Ertragseinbussen.

- Umsetzung der Verbote für den Motorfahrzeugverkehr 
im Wald. Die Umsetzung dieser gesetzlichen Vorschrift 
(WaG) ist prioritär und grundlegend in allen Wäldern, 
speziell für die Umsetzung des folgenden Punktes. In den 
Waldreservaten ist jeglicher Strassenbau grundsätzlich 
verboten.

- Beachtung des Naturschutzes (Biodiversität) durch Förderung 
des Schutzes der Standor te von besonderem und 
durch Einrichtung von Ruhezonen in Zusammenhang mit 
der Bewirtschaftung von Reservaten, Wildtierkorridoren, 
Problemen in Zusammenhang mit dem Wildbestand und 
andrer Tätigkeiten.

- Erhaltung der Landschaftswerte: ästhetische, kulturelle und 
bio-geographische Aspekte; zudem Erhaltung des natürlichen 
oder naturnahen Zustands der Oberflächengewässer.

- Beachtung der Lärm- und Immissionsprobleme: topogra-
phische Lage und sozio-ökonomischer Kontext.

· Festlegung der Aktionsschwerpunkte für die unter dem Thema 
«Biotope: Aktionsschwerpunkte» festgelegten Regionen in den 
regionalen Waldplänen.

· Koordination der Ausscheidung der im regionalen Waldplan 
vorgesehenen Waldreservate mit den entsprechenden kanto-
nalen Konzepten. Bei ihrer Ausscheidung und Bewirtschaftung 
sind folgende Grundsätze zu beachten:

- Das für die Ausscheidung eines Waldreservats vor-
geschlagene Objekt ist im Prinzip in das kantonale 
Waldreservatskonzept aufzunehmen.

- Die Vertretung der verschiedenen regionalen Waldtypen, 
das heisst die ortstypischen Bestände des Mittellandes und 
der Westschweizer Voralpen, ist zu beachten.

- In den Waldreservaten hat die Wohlfahr tsfunktion 
(Naturschutz, Erhaltung der Biodiversität) Vorrang vor den 
übrigen Waldfunktionen.

- Die Einrichtung eines Reservats ist mit dem regionalen 
Waldplan bzw. mit jenem der Nachbarregionen und 
angrenzenden Kantone zu koordinieren.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Entscheidet über die Ausscheidung von Waldreservaten.

· Genehmigt die Waldfeststellung.

Siehe Thema «Biotope: 
Aktionsschwerpunkte»

>

Siehe Themen «Artenschutz», 
«Umsetzung der 
Bundesinventare», 
«Grundwasser» und 
«Bodenschutz»

>
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Das Amt für Wald, Wild und Fischerei:
· Koordiniert und sorgt für die Ausführung der für die quanti-

tative Erhaltung und qualitative Verbesserung der Wälder 
erforderlichen Massnahmen.

· Organisiert und kontrolliert die Jagd und die Fischerei, sorgt für 
den Schutz der Säugetiere, der Wildvögel und der Wasser-
tierwelt.

· Erarbeitet Projekte für die Ausscheidung von Waldreservaten 
unter Beteiligung der betroffenen Eigentümer.

· Erarbeitet die Grundlagen für die forst liche Planung 
(Besonderheiten der Waldstandorte, Waldfunktionen, 
Naturschutz im Wald usw.) und führt sie nach.

· Legt die Perimeter fest und erarbeitet die Projekte für die 
regionalen Waldpläne, unter Beteiligung der Eigentümer, der 
interessierten Kreise und Dienststellen sowie der Bevölkerung 
und organisiert die Vernehmlassung in den Dienststellen des 
Staates.

· Erarbeitet mit den betroffenen Eigentümern (Gemeinde, Staat, 
Privatpersonen usw.) Bewirtschaftungspläne für Wälder und/
oder Waldbewirtschaftungseinheiten.

· Sorgt für die gute Bewirtschaftung der Wälder insbesondere 
des Staatwaldes und der Gemeindewälder.

· Leitet die Bildung von lebensfähigen Bewirtschaftungseinheiten 
ein.

· Stellt, neben der erforderlichen Erschliessung, Holzlagerplätze 
bereit, die im Fall von ausserordentlichem Holzschlag, ins-
besondere infolge von Naturkatastrophen benutzt werden 
können.

· Koordiniert die Verfahren der Rodungsgesuche.

· Koordiniert das Verfahren der Waldfeststellung.

· Nimmt Stellung zu Bauten und Anlagen in Waldnähe; gibt 
sein Einverständnis für Bauten und Anlagen im Wald.

· Beteiligt sich an den Projekten für die Integrale Berglandsanierung 
(IBS).

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Sorgt für die Integration der forstlichen Planungsdokumente 

in diejenigen der Raumplanung.

· Ist an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne beteiligt 
und wird bei der Vorprüfung konsultiert.

· Ist an den Projekten für die Integrale Berglandsanierung 
beteiligt und wird im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
konsultiert.

· Wird bei Rodungsbewilligungsgesuchen konsultiert.

Das Büro für Naturschutz:
· Ist an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne beteiligt 

und wird bei der Vorprüfung konsultiert.

· Wird bei Rodungsbewilligungsgesuchen konsultiert.

· Beteiligt sich an den Projekten für die Integrale Bergland-
sanierung.
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Die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes:
· Ist an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne beteiligt 

und wird bei der Vorprüfung konsultiert.

· Beteiligt sich an den Projekten für die Integrale Bergland-
sanierung.

Das Amt für Landwirtschaft:
· Ist an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne beteiligt 

und wird bei der Vorprüfung konsultiert.

Das Meliorationsamt:
· Ist an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne beteiligt 

und wird bei der Vorprüfung konsultiert.

· Beteiligt sich an den Projekten für die Integrale Bergland-
sanierung.

Das Amt für Verkehr und Energie:
· Fördert in Zusammenarbeit mit dem WaldA Holz als erneuer-

barer Energieträger.

Das Amt für Umwelt:
· Wird bei forstlichen Planungs- oder Rodungsverfahren kon-

sultiert.

Die Regionen:
· Sind an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne beteiligt 

und äussern sich im Vernehmlassungsverfahren.

· Sorgen für die Koordination zwischen dem regionalen Wald-
plan und dem regionalen Richtplan.

· Integrieren die verbindlichen Elemente der regionalen Wald-
pläne in ihre regionalen Richtpläne.

Die Gemeinden:
· Sind an der Erarbeitung der regionalen Waldpläne betei-

ligt.

· Sorgen für die Koordination zwischen dem regionalen 
Waldplan und der Ortsplanung.

· Kontrollieren die Anwendung und Beachtung der Bestimmungen 
der Waldgesetzgebung, insbesondere das Fahrverbot für 
Motorfahrzeuge auf Waldstrassen, und der Umweltschutz-
gesetzgebung, insbesondere hinsichtlich des Feuermachens 
im Wald,  de r  Deponien  und ande re r  Umwe l t -
verschmutzungen.

· Sind die Hauptakteure für die Einsetzung der Wald-
bewirtschaftungseinheiten.

· Sind als Eigentümer und Waldbewirtschafter für die Aufstellung 
von Sicherheitsregeln in ihren Forstbetrieben verantwortlich.

Der Bund:
· Überwacht die Einhaltung der Vorschrif ten (Gesetze, 

Ve ro rdnungen,  R ich t l i n ien  u sw. )  und  e ra rbe i t e t 
Sachkonzepte.

· Bewi l l ig t  die Rodungen oder  nimmt S te l lung zu 
Rodungsbewilligungsgesuchen, die nicht unter seine Zuständigkeit 
fallen.
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· Subventioniert die forstlichen Planungsarbeiten und gewisse 
Waldprojekte.

Die Nachbarkantone:
· Sorgen für die Koordination der forstlichen Planungen und 

Massnahmen in den Grenzwäldern.

Die Mehrzweckgenossenschaften, die von IBS-Projekten betroffen 
sind:
· Koordinieren und führen die (landwirtschaftlichen und forstli-

chen) Bodenverbesserungsarbeiten und die Bekämpfung der 
Naturgefahren (Schutzmassnahmen) durch, unter Beachtung 
der Ziele der regionalen Waldpläne und der regionalen 
Richtpläne.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Der Kanton erarbeitet die Grundlagen und führt sie nach, 
insbesondere:

· Inventar möglicher Waldreservatsstandorte, und der Standorte, 
welche die Biodiversität im Wald erhöhen, im Rahmen des 
kantonalen Waldreservatskonzepts.

· Karten der Waldstandorte.

· Ausscheidung der Schutzwälder, Ereigniskataster, Karten der 
Naturgefahren usw.

· Sachstudien und Sachkonzepte für den Wald (Holzgewerbe, 
Energie aus Holz usw.).

· Inventare, die für die Bewirtschaftung und Kontrolle der 
Waldbewirtschaftungseinheiten und für die Beobachtung der 
Entwicklung des Waldes auf regionaler und kantonaler Ebene 
erforderlich sind.

Das Amt für Wald, Wild und Fischerei beteiligt sich ebenfalls 
an den Arbeiten für die Ausscheidung der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

Die regionalen Richtpläne bezeichnen die verschiedenen 
Waldfunktionen, führen die Waldprojekte auf und schlagen 
konkrete Massnahmen vor. Sie dienen als Grundlage für die 
Abwägung der forstlichen Interessen bei der Bewertung von 
Vorhaben, welche Waldgebiete berühren

Die Mehrzweckgenossenschaften erarbeiten die Projekte für 
die Integrale Berglandsanierung ( IBS). Diese Projekte koor-
dinieren in einem gewissen Perimeter die Planung und 
Durchführung von Massnahmen unter Berücksichtigung der vers-
chiedenen Sachinteressen, wie Waldwirtschaft, Alpwirtschaft, 
Natur- und Landschaftsschutz, Bekämpfung der Naturgefahren, 
Wildbachverbauung usw.

Ortsplanung

Die Wälder und Gehölze, die Schutzwälder und Waldreservate 
sind in die Ortsplanung einzutragen; gegebenenfalls ist auch auf 
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das Vorhandensein eines regionalen Waldplans zu verweisen. 

Im Bedarfsfall ist zunächst die Waldfeststellung durchzuführen, wenn 
Bauzonen oder andere Planungen an den Wald angrenzen.

Sollten Distanzen bewilligt werden, die geringer sind als die im 
Waldgesetz angegebenen, sind diese im Zonennutzungsplan 
zu vermerken. In diesem Fall muss insbesondere entlang des 
Waldrandes ein Wegrecht als Grunddienstbarkeit zu gunsten 
der benachbarten Waldparzellen den Zugang für Waldarbeiten 
sicherstellen.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Alle Projekte die den Wald betreffen, haben die regionalen 
Waldpläne zu berücksichtigen. Um die besonderen Auflagen 
zu erfahren, hat man sich mit dem Amt für Wald, Wild und 
Fischerei in Verbindung zu setzen.
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